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Gewährung von Zuschlägen zur Sicherung der Funktions- und Wettbe-
werbsfähigkeit (Art. 60 BayBesG) in Parteiverkehrsbereichen 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat vom 

23. Januar 2020 wurde im Rahmen eines Modellprojekts das Einvernehmen 

zur Gewährung von Zuschlägen zur Sicherung der Funktions- und Wettbe-

werbsfähigkeit (Art. 60 BayBesG) an Beamtinnen und Beamte in Partei- 

verkehrsbereichen bis 31. Dezember 2022 erteilt. Mit Schreiben vom 

9. Juni 2022 wurde vor dem Hintergrund der Pandemie und des Krieges in 

der Ukraine der Modellzeitraum bis einschließlich 31. Dezember 2024 ver-

längert. 

 

Die Möglichkeit, Beamten und Beamtinnen in Parteiverkehrsbereichen einen 

Zuschlag zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit nach 

Art. 60 BayBesG zu gewähren, wurde von Ihnen positiv bewertet. Die über-

mittelten personalwirtschaftlichen Daten bestätigen ebenfalls die positiven 

Effekte der Zuschlagsgewährung. 
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Das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat erteilt Ihnen deshalb 

dauerhaft das Einvernehmen zur Gewährung von Zuschlägen zur Sicherung 

der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit nach Art. 60 BayBesG an Beamte 

und Beamtinnen in Parteiverkehrsbereichen. 

 

Die Ausbringung einer Rechtsgrundlage für die Gewährung einer Zulage für 

Parteiverkehrsarbeit wird jedoch weiterhin abgelehnt. Das bayerische 

Dienstrecht bietet bereits jetzt verschiedene Möglichkeiten - wie beispiels-

weise die Gewährung von Leistungselementen oder die Möglichkeiten der 

persönlichen Weiterentwicklung durch Qualifizierungsmaßnahmen, die eine 

Tätigkeit in einem bestimmten Arbeitsbereich attraktiv machen können.  

 

Der Bayerische Städtetag und der Bayerische Beamtenbund werden mit ge-

sondertem Schreiben über die dauerhafte Erteilung des Einvernehmens in-

formiert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ministerialrätin 

 




